
 

  

S 16 RJ 973/99

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung 2
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 16 RJ 973/99
Datum 09.11.2000

2. Instanz

Aktenzeichen L 2 RJ 103/03
Datum 04.02.2004

3. Instanz

Datum -

Es wird festgestellt, dass der Rechtsstreit durch die KlagerÃ¼cknahme des KlÃ¤gers
in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom 08. Juli 2003 beendet ist. AuÃ�ergerichtliche
Kosten haben die Beteiligten einander fÃ¼r beide RechtszÃ¼ge nicht zu erstatten.
Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit zwischen den Beteiligten war, ob der KlÃ¤ger fÃ¼r seine ehemalige
Auszubildende D. eine Umlage nach dem Lohnfortzahlungsgesetz in HÃ¶he von
472,76 DM fÃ¼r einen Zeitraum Ã¼ber ein Jahr hinaus zu zahlen hat. Das
AusbildungsverhÃ¤ltnis begann im Herbst 1994 und wurde zum 30. September
1997 gelÃ¶st. Da die Auszubildende ab 1995 die Ausbildung tatsÃ¤chlich nicht
mehr durchfÃ¼hrte â�� sie besuchte die Berufsschule nicht mehr -, lehnt der
KlÃ¤ger es ab, ab 1995 den entsprechenden Betrag zu zahlen.

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 09. November 2000 der Klage stattgegeben
und den angefochtenen Bescheid vom 02. Dezember 1998 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 27. September 1999 Ã¼ber die Zahlung der Umlage
aufgehoben. Zur BegrÃ¼ndung hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, die Beklagte sei
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nicht berechtigt, die Umlage nach dem LFZG zu erheben, da die entsprechende
Anspruchsgrundlage (Â§ 28 p SGB IV) dies nicht vorsehe.

Gegen dieses der Beklagten am 11. Dezember 2000 zugestellte Urteil hat sich die
am 09. Januar 2001 erhobene Berufung gerichtet.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 08. Juli 2003 ist dem KlÃ¤ger
dargelegt worden, dass der Senat die Auffassung des Sozialgerichts zum Umfang
der ErmÃ¤chtigung aus Â§ 28 p SGB IV nicht teile und die Beigeladene zu 2. hat
dargelegt, dass, falls keine VerjÃ¤hrung entgegensteht, der KlÃ¤ger fÃ¼r die
Krankheitszeiten der Auszubildenden D. ErstattungsansprÃ¼che nach dem
Lohnfortzahlungsgesetz haben kÃ¶nnte.

Der KlÃ¤ger hat erklÃ¤rt, er nimmt die Klage zurÃ¼ck. Die ErklÃ¤rung ist
ausweislich der Niederschrift der Ã¶ffentlichen Sitzung des Senats vom 08. Juli 2003
ihm vorgelesen und von ihm genehmigt worden.

Mit Schreiben vom 22. Juli 2003 hat der KlÃ¤ger die KlagerÃ¼cknahme wegen
Irrtums widerrufen. Er habe die VerjÃ¤hrungsproblematik verkannt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung der Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Die Beklagte beantragt,

festzustellen, dass der Rechtsstreit durch die KlagerÃ¼cknahme des KlÃ¤gers vom
08. Juli 2003 erledigt ist.

Die Beigeladene zu 2) beantragt,

festzustellen, dass der Rechtsstreit durch die ProzesserklÃ¤rung des KlÃ¤ger zur
KlagerÃ¼cknahme beendet ist und die Anfechtung der ProzesserklÃ¤rung als
unzulÃ¤ssig zurÃ¼ckgewiesen wird.

Die Beklagte und die Beigeladenen haben die Terminsberichte ihrer Vertreter
beigebracht, aus denen sich die Richtigkeit der Niederschrift ergibt.

Wegen des Sachverhalts im Ã�brigen wird auf die Leistungsakte der Beklagte und
die gewechselten SchriftsÃ¤tze verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der Rechtsstreit ist durch die KlagerÃ¼cknahme des KlÃ¤gers erledigt; dies ist
durch Urteil festzustellen:

GemÃ¤Ã� Â§ 102 Sozialgerichtsgesetz kann die Klage bis zur Rechtskraft des Urteils
zurÃ¼ckgenommen werden. Die KlagerÃ¼cknahme erledigt den Rechtsstreit in der
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Hauptsache. Das angefochtene Urteil des Sozialgerichts war wegen der
schwebenden Berufung nicht rechtskrÃ¤ftig, so dass die RÃ¼cknahme hiernach
mÃ¶glich war. Der KlÃ¤ger hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 08. Juli 2003
die RÃ¼cknahme erklÃ¤rt, ausweislich der Niederschrift wurde diese ErklÃ¤rung
verlesen und vom KlÃ¤ger genehmigt. Â§ 202 SGG verweist bezÃ¼glich der
Niederschrift auf die Zivilprozessordnung (ZPO). Deren Â§ 165 Satz 2 bestimmt,
dass die Beachtung der fÃ¼r die mÃ¼ndliche Verhandlung vorgeschriebenen
FÃ¶rmlichkeiten nur durch das Protokoll bewiesen werden kann und dass gegen den
diese FÃ¶rmlichkeiten betreffenden Inhalt nur der Nachweis der FÃ¤lschung
zulÃ¤ssig ist. Das Protokoll ist daher als zutreffend anzusehen und wird im Ã�brigen
durch die Niederschrift der Terminberichte der Beteiligten bestÃ¤tigt.

Die RÃ¼cknahme der Klage kann als Prozesshandlung nicht angefochten werden.
Dies entspricht allgemeiner Meinung. Die Vorschriften des BÃ¼rgerlichen Rechts
Ã¼ber Nichtigkeit und Anfechtung, insbesondere auch wegen Irrtums, sind auf
Prozesshandlungen nicht anwendbar (vgl. Meyer-Ladewig, Sozialgerichtsgesetz,
Kommentar, 7. Auflage, Rdnr. 12 vor Â§ 60).

MÃ¶glich wÃ¤re allenfalls ein Widerruf. Dieser kommt nur in Betracht, wenn
RestitutionsgrÃ¼nde gemÃ¤Ã� Â§ 580 ZPO vorliegen. Danach findet die
Restitutionsklage statt:

1. wenn der Gegner durch Beeidigung einer Aussage, auf die das Urteil gegrÃ¼ndet
ist, sich einer vorsÃ¤tzlichen oder fahrlÃ¤ssigen Verletzung der Eidespflicht schuldig
gemacht hat;

2. wenn eine Urkunde, auf die das Urteil gegrÃ¼ndet ist, fÃ¤lschlich angefertigt
oder verfÃ¤lscht war;

3. wenn bei einem Zeugnis oder Gutachten, auf welches das Urteil gegrÃ¼ndet ist,
der Zeuge oder SachverstÃ¤ndige sich einer strafbaren Verletzung der
Wahrheitspflicht schuldig gemacht hat;

4. wenn das Urteil von dem Vertreter der Partei oder von dem Gegner oder dessen
Vertreter durch eine in Beziehung auf den Rechtsstreit verÃ¼bte Straftat erwirkt ist;

5. wenn ein Richter bei dem Urteil mitgewirkt hat, der sich in Beziehung auf den
Rechtsstreit einer strafbaren Verletzung seiner Amtspflichten gegen die Partei
schuldig gemacht hat;

6. wenn das Urteil eines ordentlichen Gerichts, eines frÃ¼heren Sondergerichts
oder eines Verwaltungsgerichts, auf welches das Urteil gegrÃ¼ndet ist, durch ein
anderes rechtskrÃ¤ftiges Urteil aufgehoben ist;

7. wenn die Partei

a) ein in derselben Sache erlassenes frÃ¼her rechtskrÃ¤ftig gewordenes Urteil oder

                               3 / 4

https://dejure.org/gesetze/SGG/202.html
https://dejure.org/gesetze/ZPO/580.html


 

b) eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen in den Stand gesetzt wird, die
ihr eine gÃ¼nstigere Entscheidung herbeigefÃ¼hrt haben wÃ¼rde.

Da diese Voraussetzungen weder vorgetragen noch irgendwie erkennbar sind, kann
auch der Widerruf nicht erfolgen, so dass gemÃ¤Ã� des Antrages der Beklagten mit
der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zu entscheiden ist.

FÃ¼r die Zulassung der Revision liegt keiner der in Â§ 160 SGG bezeichneten
GrÃ¼nde vor.

Erstellt am: 13.09.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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